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Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG); 
Maßnahmen für den Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab zur Bekämpfung 
des Infektionsgeschehens mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in der  
Grenzregion zu Tschechien 
 
Das Landratsamt Neustadt a.d. Waldnaab erlässt für das Gebiet des Landkreises Neustadt a.d. 
Waldnaab im Einvernehmen mit der Regierung der Oberpfalz aufgrund von § 25 Satz 2 und § 28 
Abs. 1 der Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) vom 
05.03.2021 (BayMBl. 2021 Nr. 171) i.V.m. § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2, § 28 a Abs. 1 des Gesetzes zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetzes 
- IfSG), dieses zuletzt durch das Dritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite (3. COVIfSGAnpG) vom 18.11.2020 (BGBl. I 2020 S. 2397) ge-
ändert, i.V.m. § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16.06.2015 (GVBl. S. 184, 
BayRS 2015-1-1V), die zuletzt durch die Verordnung vom 16.11.2020 (BayMBl. 2020 Nr. 641) geän-
dert worden ist, i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 
(GDVG) vom 24.07.2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 24.07.2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist, folgende 
 

Allgemeinverfügung: 

 
1. Anordnungen für Grenzgänger und Grenzpendler 

 
1.1 Personen, die ihren Wohnsitz in einem Risikogebiet haben, das als Hochinzidenzgebiet 

oder Virusvarianten-Gebiet ausgewiesen wurde und die sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in den Landkreis 
Neustadt a.d. Waldnaab begeben und deren Arbeits- Studien- oder Ausbildungstätig-
keit im Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab vor der Rückkehr an den Wohnsitz regelmä-
ßig weniger als 24 Stunden dauert und die mindestens einmal wöchentlich an ihren 
Wohnsitz zurückkehren (Grenzgänger), sind verpflichtet, sich nach jeder Einreise in 
den Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab auf direktem Weg an ihre  
Berufsausübungs-, Studien- oder Ausbildungsstätte zu begeben.  
 
 

1.2 Grenzgänger sind außerdem verpflichtet, den Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab  
nach der jeweiligen Berufs- Ausbildungs- oder Studientätigkeit auf direktem Wege 
wieder zu verlassen. 
 

1.3 Während des Aufenthalts im Landkreis Neustadt a.d. Waldnaab ist Grenzgängern ein 
Aufenthalt außerhalb des Betriebsgeländes der Arbeitsstätte, des Betriebsgeländes der 
Ausbildungsstätte oder des Schul- oder Hochschulgeländes im Landkreis Neustadt nur 
gestattet, wenn dieser Aufenthalt im Rahmen der Arbeits-, Studien- oder Ausbil-
dungstätigkeit zwingend erforderlich ist oder zur Vornahme einer nach der Einreise-
Quarantäneverordnung, der Corona-Einreiseverordnung oder der 12. Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung vorgesehenen Testung dient.  

 
1.4 Personen, die ihren Wohnsitz im Landkreis Neustadt a.d.Waldnaab und ihren Arbeits-

platz in einem Hochinzidenzgebiet oder Virusvarianten-Gebiet haben (Grenzpendler), 
sind verpflichtet, sich nach jeder Einreise in den Landkreis Neustadt a.d.Waldnaab 
auf direktem Weg in ihre Wohnung zu begeben. Sie dürfen diese nur aus triftigen 
Gründen bzw. während der nächtlichen Ausgangssperre nur aus gewichtigen und un-
abweisbaren Gründen verlassen.  
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2. Anordnungen für Betriebe 
 
2.1 Betriebe, für die nicht bereits auf Grund von Regelungen in der 12. BayIfSMV eine Ver-

pflichtung zur Ausarbeitung eines Schutz- und Hygienekonzepts besteht, und die re-
gelmäßig gleichzeitig mehr als  5 Personen beschäftigen, die ihren Wohnsitz in einem 
Hochinzidenzgebiet oder Virusvarianten-Gebiet haben, sind verpflichtet, ein betriebli-
ches Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen dem Landratsamt 
Neustadt a.d. Waldnaab vorzulegen. Das Schutz- und Hygienekonzept soll insbesondere 
Vorgaben enthalten zum Mindestabstand zwischen den Beschäftigten, zur Masken-
pflicht und zur Arbeitstätigkeit möglichst in gleichbleibenden Arbeitsgruppen. Die Best-
immungen der Corona-ArbSchV bleiben von dieser Allgemeinverfügung unberührt. Auf 
sie wird hingewiesen. 

 
2.2 Das Schutz- und Hygienekonzept muss auch ein Testkonzept für alle Arbeitnehmer be-

inhalten. Es ist auf Verlangen des Landratsamtes Neustadt a.d.Waldnaab diesem vorzu-
legen. Von dieser Regelung unberührt bleibt die Anordnung weitergehender Testungen 
in Betrieben im Einzelfall. 

 
 

2.3 Für Betriebe, die bereits nach den Regelungen der 12. BayIfSMV zur Ausarbeitung eines 
Schutz- und Hygienekonzepts verpflichtet sind, gelten die Nrn. 2.1 und 2.2 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass deren Schutz- und Hygienekonzepte anzupassen sind. 

 
2.4 Betriebe, in denen Grenzgänger im Sinne der Nr. 1.1 dieser Allgemeinverfügung beschäf-

tigt sind, werden beauftragt den nach § 3 Absatz 3 der Coronavirus-Einreiseverordnung 
erforderlichen Testnachweis für das Landratsamt Neustadt a.d.Waldnaab entgegenzu-
nehmen und zu kontrollieren. Die Verantwortlichen haben sicherzustellen, dass eine 
Kenntnisnahme der erfassten Daten durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten 
dürfen nicht zu einem anderen Zweck als der Kontrolle und der Aushändigung auf An-
forderung an die nach Landesrecht für die Erhebung der Daten zuständigen Stellen 
verwendet werden und sind vier Wochen nach Erhebung zu löschen. 
 

3. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG am 16.03.2021 ab 00:00 Uhr 
durch öffentliche Bekanntgabe im Amtsblatt des Landratsamtes Neustadt a.d. Waldnaab als 
bekannt gegeben. 

 
Diese Allgemeinverfügung ist bis zum30.04.2021, 24:00 Uhr gültig. 
 
 

4. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 
Hinweise: 

1. Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im Landratsamt Neustadt a.d. 
Waldnaab, Dienstgebäude Am Hohlweg 2, 92660 Neustadt a.d. Waldnaab am Empfang 
und nach vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden und sind auf der Internet-
seite des Landratsamtes Neustadt a.d. Waldnaab unter www.neustadt.de abrufbar. 
 

2. Die sofortige Vollziehbarkeit dieser Allgemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. § 28 
Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG. 
 

 



Amtsblatt des Landkreises Neustadt an der Waldnaab Nr.  10 vom 15.03.2021 Seite 4   

 

3. Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig einer Bestimmung dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG und § 73 Abs. 2 IfSG mit einer Geldbuße 
bis zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann  
innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage  

erhoben werden. Dies kann schriftlich, zur Niederschrift, oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen1 Form erfolgen. 

 
Die Klage ist beim 

 
Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

 
zu erheben. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-

richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Neustadt a.d. Waldnaab, 15.03.2021 
 
 
Andreas Meier 
Landrat 

 
 

 
  

http://www.vgh.bayern.de/
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Vollzug des Gaststättengesetzes (GastG); 
Verlängerung der Frist für den Ablauf von Gaststättenerlaubnissen 

 (§ 8 Satz 2 GastG) 

vom 15. März 2021 

 

Das Landratsamt Neustadt a.d. Waldnaab erlässt auf der Grundlage von § 8 Satz 2 des Gaststät-
tengesetzes (GastG) folgende 

 

Allgemeinverfügung 
1. Die Erlöschensfrist für Gaststättenerlaubnisse (§ 2 Absatz 1 GastG) nach § 8 Satz 2 GastG 

wird bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. 

2. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft und ist sofort voll-
ziehbar. 

 

Begründung 

Durch das fortdauernde Infektionsgeschehen der SARS-CoV-2-Pandemie unterliegt die Aus-
übung des Gaststättengewerbes seit etwa einem Jahr zum Teil erheblichen Einschränkungen. 
Einige besonders betroffene Gewerbebetriebe (z. B. Diskotheken, Bars) können im Freistaat 
Bayern bereits seit dem 16.03.2020 bis heute dauerhaft nicht oder nur in sehr eingeschränktem 
Umfang öffnen. Infolge dessen droht den Erlaubnisinhaber nach Ablauf eines Jahres gemäß § 8 
Satz 2 GastG das Erlöschen ihrer Erlaubnis. Eine Verlängerung der Erlöschensfrist bedarf neben 
Beantragung des Erlaubnisinhabers eines „wichtigen Grundes“. Dies ist bei den staatlichen 
Corona-Maßnahmen anzunehmen, da es sich um hoheitliche Maßnahmen ohne Verschulden 
der Betroffenen handelt.  

Um die Betroffenen und die Verwaltung zu entlasten, wird der Ablauf der Erlöschensfrist bis 
zum 31. Dezember 2021 verlängert. Ein Fristverlängerungsantrag wird daher erst wieder erfor-
derlich, wenn der Erlaubnisinhaber nicht bis zum 31. Dezember 2021 den Betrieb begonnen o-
der ausgeübt hat. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann 

innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage 
erhoben werden. Diese kann schriftlich, zur Niederschrift, oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form  erfolgen. Die Klage ist beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
zu erheben. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehel-
fen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de).  

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Neustadt a.d. Waldnaab, 15.03.2021 

 

 

Andreas Meier 
Landrat 
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